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Feldafing – Bauchschmerzen. Das war
das am häufigsten verwendete Wort in der
Sondersitzung des Gemeinderats am
Montagabend in der Debatte über einen
Kompromiss im Feldafinger Klinikstreit.
Die eine Seite, etwa FDP-Vertreterin Sig-
rid Friedl-Lausenmeyer, hatte Bauchweh,
weil sie und die Gemeinderäte der Bürger-
gruppe bei den Gesprächen, die CSU, Grü-
ne und AUF mit der Klinik-Leitung ge-
führt hatten, übergangen worden waren.
Sie dankte dafür den Vertretern des Bür-
gerbegehrens, die sich für mehr Personal-
wohnungen starkgemacht hatten.

Tom Schuierer (AUF) indes hatte Bauch-
schmerzen, weil es ein großer Fehler sei,
„dass der Gemeinderat keine Planung für
das gesamte Kasernenareal gemacht hat,
sondern die Klinikfläche herausgeschnit-
ten hat“. Dessen Bebauung dürfe keines-
falls ein Präzedenzfall für die restlichen 30

Hektar werden. Er dankte Anton Maier
(Grüne) und Ute Eiling-Hütig (CSU), „dass
ihr das Heft in die Hand genommen habt“.
Ähnliche Befürchtungen wie Schuierer
hegte Toni Maier. „Wenn Feldafing, auf
die Fläche von Gilching bezogen, 7000
neue Einwohner bekommt, wird unser Ort
so scheußlich wie Gilching. Dann ziehe ich
weg“, sagt Maier. Was Bürgermeister Bern-

hard Sontheim mit dem Hinweis „Dann
kannst ja nach Gilching ziehen“ quittierte.

Gar nicht äußerte sich CSU-Vertreterin
Ute Eiling-Hütig, die als Wortführerin
einen vermeintlichen „Kompromiss“ mit
der Klinik-Leitung ausgehandelt und dies
in einer Pressekonferenz verkündet hatte.
Auf Nachfrage der SZ sagte sie: „Ich bin
froh, dass es einen Kompromiss gibt.“

Bürgermeister Sontheim bezeichnete
den Beschlussvorschlag als „Lösung, mit

der alle hier leben können“. Im Detail sieht
das so aus: Artemed darf nun auf 3600
Quadratmetern Geschossfläche Personal-
wohnungen bauen, was laut Artemed
knapp 50 Ein-, Zwei- und Dreizimmerwoh-
nungen ermöglicht. Bisher hatte die Ge-
meinderatsmehrheit aus CSU, Grünen
und AUF nur knapp 3000 Quadratmeter
zugestanden. Gleichwohl bleibt die Ge-
schossflächenzahl (GFZ), die die Dichte
der Bebauung auf einem Grundstück

beschreibt, mit 0,32 vergleichsweise nied-
rig. Das war vor allem der CSU wichtig. Die
Lösung erinnert indes an einen Taschen-
spieler-Trick: Das angrenzende Areal des
Thomas-Mann-Museums, das Villino, das
bisher als „Sonderfläche Museum“ ausge-
wiesen war, wird dem „Sondergebiet Kli-
nik“ zugeschlagen – und somit flugs die
Berechnungsgrundlage vergrößert. So
führt auch eine etwas dichtere Bebauung
noch zu einer niedrigeren GFZ.

Bevor es zu dieser einvernehmlichen
Lösung kam, waren noch intensive
Gesprächsrunden zusammengekommen.
Denn es war ein Montag, wie man ihn in
der Feldafinger Kommunalpolitik nicht
oft erlebt. Um elf Uhr hatten sich Bürger-
meister und Vertreter der Fraktionen zu
einer internen Gesprächsrunde mit den
Initiatoren des Bürgerbegehrens getrof-
fen. Da war noch nicht klar, ob am Abend
wirklich ein einstimmiger Beschluss er-
zielt werden könnte. Unmut hatte ausge-
löst, dass zwei Vertreter die kleine Runde
schon nach einer Stunde verlassen hat-
ten. Dann kamen die Gemeinderäte vor
der öffentlichen Beratung zu einer nicht-
öffentlichen Sitzung zusammen. Offen-
bar waren sie zuvor von den Fraktionsvor-
sitzenden auf den Kompromiss einge-
schworen worden.

Die Einmütigkeit hielt dann auch bei
der Abstimmung. Der Gemeinderat über-
nimmt quasi die Ziele des Bürgerbegeh-
rens, in dem „ausreichender Wohnraum“
für das Klinikpersonal gefordert worden
war. Im Gemeinderatsbeschluss wird dies
nun auf 3600 Quadratmeter konkretisiert.

Starnberg – Begeistert planschen sie im
Becken des Wasserparks Starnberg,
tauchen vom einen Ende zum anderen. Die
Schüler der vierten Klasse der Grund-
schule Starnberg haben Spaß an ihrem
Schwimmunterricht. Am Beckenrand
steht mit Trillerpfeife ihr Klassenlehrer
Tim Mair. Doch er ist nicht mehr alleine:
Die Grundschule Starnberg nimmt in
diesem Schuljahr nämlich an der Aktion
„Sichere Schwimmer“ teil.

Ins Leben gerufen wurde diese von der
Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft
gemeinsam mit der AOK und dem Bayeri-
schen Gesundheitsministerium. Der Hin-
tergrund: Laut Landesverband ertrinken
jedes Jahr in Bayern 80 Menschen in Flüs-
sen und Seen, weil sie sich überschätzen
oder sich nur mäßig gut über Wasser hal-
ten können. Bei den schulpflichtigen Kin-
dern ist es fast ein Drittel, das nicht sicher
oder gar nicht schwimmen kann.

Die DLRG-Jugend Bayern startete des-
halb bereits im vergangenen Schuljahr die
Aktion, bei der speziell ausgebildete DLRG-
Schwimmtrainer den Sportlehrern an bay-
rischen Grundschulen beim Schwimm-
unterricht unter die Arme greifen. Und so
wurde Tim Mair nun Sophie Daberkow,
Ausbilderin bei der DLRG, zur Seite ge-

stellt. Sie hilft ihm dabei, Schwimmnudeln
zu halten, über die die Kinder den Kopf-
sprung ins Wasser üben. Oder sie taucht
gemeinsam mit den Buben und Mädchen
nach Gegenständen auf dem Boden, wäh-

rend Tim mit einzelnen Schülern noch
einmal die Armbewegung beim Kraulen
durchgeht. Kraulen steht nämlich gerade
auf dem Lehrplan. Und weil da noch nicht
alle gleich fit sind, wird die Gruppe aufge-

teilt, auch hier macht eine zweite Lehrkraft
den Ablauf einfacher.

„In dieser Klasse sind 28 Schüler, da ist
es nicht so leicht, den Unterricht alleine zu
bewältigen“, berichtet Daberkow. Sie hilft
ehrenamtlich aus, derzeit studiert die
25-Jährige Lehramt Biologie und Chemie
für Gymnasien.

Tim Mair freut sich über die Hilfe: „Bis-
her haben manchmal Eltern ausgeholfen,
das war natürlich nicht optimal. Jemand,
der die Technik beherrscht, ist sehr viel
hilfreicher.“ Zwölf Schulen – von Kronach
im Norden Bayerns bis in den Süden in
Kempten – beteiligen sich in diesem Schul-
jahr an der Schwimmaktion. Nicht alle
Ortsverbände der DLRG können dabei
sein, Voraussetzung ist eine Schule mit
Schwimmbad in erreichbarer Nähe.

Gemeinsam gehen die Schüler jeden
zweiten Dienstag für ihren 45-minütigen
Schwimmunterricht in den Wasserpark.
Die Mädchen und Buben sind begeistert,
am liebsten würden sie jede Woche zum
Schwimmen gehen. Der zehn Jahre alte Za-
hed freut sich immer ganz besonders auf
den Schluss der Schwimmstunde: „Da dür-
fen wir zur Belohnung vom Sprungbrett
springen, das ist das Beste.“
 christian schwaderer

Es war lustig, es war nachdenklich, es war laut: Hasemanns Töchter gehörten zum Unterhaltungsprogramm im Alten Bahnhof Stei-
nebach genau so wie Max.bab, Ludwig Seuss oder das Fünf Seen Filmfestival. Dort wurden Kandidaten gekürt und Wahlsiege gefei-
ert, Champions-League-Niederlagen betrauert und Tatort-Krimis geschaut. Damit ist Ende März Schluss. Aus finanziellen Gründen
machen Dietlind von Laßberg und Hermann Schweigert die Kultkneipe zu. FOTO: GEORGINE TREYBAL ! SeiteR8

Neue Infos zum B2-Tunnel
Der Verein „Umweltbewusste Verkehrsentlas-
tung“ setzt sich für den Bau des B2-Tunnels in
Starnberg ein. Über neue Entwicklungen be-
richtet der Vorstand am Donnerstag, 26. Fe-
bruar, um 19 Uhr in den „Seestubn“ (Percha).

www.sz.de/starnberg
www.facebook.com/szstarnberg
www.twitter.com/SZ_Starnberg

Gilching – In der Debatte um die geplante
Ortsumgehung von Gilching hat jetzt die
Bürgerinitiative „Westumfahrung – mit si-
cheren Rad- und Fußwegen“ einen Run-
den Tisch vorgeschlagen. Die Initiatoren,
die am 9. Februar 2014 mit einem Bürger-
entscheid erfolgreich waren, übergaben
Bürgermeister Manfred Walter einen Offe-
nen Brief. Darin geht es vor allem um die
Vorgaben, den Radweg am Röchnerknoten
zu erhalten sowie am Talbauernweg eine
Rad- und Fußwegunterführung zu schaf-
fen, um mit diesen „Nachbesserungen Gil-
ching nicht vom Hinterland und von den
Naherholungsgebieten abzuschneiden“.
Die Initiative bedauert in dem Schreiben,
dass die einjährige Bindungsfrist an den
Entscheid „ohne sichtbare Fortschritte ab-
gelaufen“ sei. Leider sei es auch nicht ge-
lungen, die Planung „in angemessener Zeit
fertigzustellen“. Die Initiative und ihr Spre-
cher Kilian Häuser fordern Rathauschef
Walter jetzt dazu auf zu helfen, für „heuti-
ge und künftige Verkehrsprobleme in Gil-
ching eine akzeptable Kompromisslö-
sung“ zu finden – um auf kurzem Weg die
Entlastungsstraße zu realisieren. Derzeit
läuft in der Gemeinde ein neues Bürgerbe-
gehren, das einen schnelleren Baubeginn
der Umfahrung nach den vormaligen Plä-
nen erreichen will.  deu

Feldafing – Es war eine Entscheidung,
die beinahe in letzter Minute gefallen ist:
Erst am Dienstagabend zogen Axel
Spring, Hans-Reinhard Hörl und Marion
Röder das von ihnen auf den Weg ge-
brachte Bürgerbegehren „zum Bau von
Betriebswohnungen in ausreichender
Zahl“ zurück. Die Frist wäre um Mitter-
nacht abgelaufen. Der Grund für die
Rücknahme ist der einstimmige Be-
schluss des Gemeinderats vom Vor-
abend. Darin wird eine Geschossfläche
von rund 3600 Quadratmetern für Perso-
nalwohnungen festgeschrieben – deut-
lich mehr als bislang. „Das ist eine akzep-
table Lösung“, sagte Axel Spring. „Damit
bleibt der Feldafinger Bürgerschaft eine
kontroverse Auseinandersetzung er-
spart.“ Leichtgefallen sei es den Initiato-
ren aber nicht, auf das Bürgerbegehren

zu verzichten, über das am 26. April ab-
gestimmt werden sollte. Immerhin se-
hen sich die drei als Vertreter von 520 Fel-
dafinger Bürgern, die mit ihren Unter-
schriften den Bürgerentscheid über-
haupt erst auf den Weg gebracht hatten.

An der Pressekonferenz am Dienstag-
abend nahmen auch Vertreter aller
Gemeinderatsfraktionen teil. Sie zeigten
sich zufrieden mit der erzielten Eini-
gung. „Wir können sehr gut mit der jetzt
beschlossenen Lösung leben“, sagte
auch Simon Machnik, kaufmännischer
Leiter der Benedictus-Klinik zur SZ.
Spring und seine Mitstreiter wollen in-
des das weitere Vorgehen der Gemeinde-
räte beim Klinikneubau genau im Auge
behalten. „Wenn da eine Schieflage ent-
steht, gehen wir sofort wieder Unter-
schriften sammeln.  otto fritscher

Einigung im Klinikstreit
Feldafinger Gemeinderäte genehmigen einstimmig mehr Personalwohnungen beim Neubau des

Benedictus-Krankenhauses. Doch es ist ein Kompromiss, der vielen nicht leichtgefallen ist

von otto fritscher

D ie Einigung ist da, quasi in letzter
Minute, und damit hat sich das
Bürgerbegehren vorzeitig erle-

digt. Die Art und Weise, wie der Kompro-
miss im Feldafinger Klinikstreit zustan-
de gekommen ist, hinterlässt aber einen
gewissen Beigeschmack. Wenn die eine
Hälfte, allen voran die CSU, Geheimge-
spräche mit dem Klinikbetreiber führt,
darf man sich nicht wundern, wenn sich
die andere Hälfte, zumeist die Unterstüt-
zer von Bürgermeister Bernhard Sont-
heim, übergangen fühlt. Verständlich,
dass es ihnen nicht leicht fällt, dem
erzielten Kompromiss zuzustimmen.

Ein Kompromiss, den sich die CSU
mit Ute Eiling-Hütig an der Spitze nicht
alleine an ihre Fahne zu heften braucht.
Denn wären die Initiatoren des Bürger-
begehrens nicht so standfest und so hart-
näckig gewesen, wäre es wohl bei einer
kleinen, zu kleinen Lösung mit viel zu we-
nigen Personalwohnungen geblieben.
Manchmal müssen Bürger eben ihren
Vertretern auf die Sprünge helfen.

Bis der erste Spatenstich für den
Klinikneubau erfolgen kann, sind aber
noch eine Menge Hürden aus dem Weg
zu räumen. Sicher, mit dem einstimmi-
gen Beschluss, nun doch Wohnraum für
nunmehr knapp 50 Personalwohnun-
gen zu genehmigen, ist der größte Knack-
punkt erst mal gelöst. Aber jetzt geht es
um die Detailplanung. Und auch da
könnten noch, wenn man es böse mein-
te, viele Fallstricke aufgezogen werden.

Denn eines ist klar: Etliche Felda-
finger, zumeist wohl Anlieger, werden
auch nach der Einigung im Gemeinderat
nicht aufgeben, wie sie mit dem Antrag
auf eine Bürgerversammlung gezeigt
haben. Darin wird explizit eine Verände-
rungssperre, die einen Baustopp zur Fol-
ge hätte, gefordert. Dieser Antrag mag ja
in der Bürgerversammlung eine Mehr-
heit finden, er ist aber nur eine Empfeh-
lung an den Gemeinderat. Die Nagelpro-
be, ob der nun gefundene Kompromiss
wirklich belastbar ist, wird dann stattfin-
den, wenn es sich zeigt, ob der Gemeinde-
rat geschlossen bei seiner jetzt gefunde-
nen Linie bleibt. Oder ob der ein oder an-
dere mit Rücksicht auf Wählerstimmen
doch lieber wieder einknickt.

Rückgrat würde den Gemeinderäten
indes gut anstehen. Und vielleicht ist der
jetzt unter Schmerzen erzielte Kompro-
miss ein erster Schritt zurück zu einer
sachorientierten Debatte und einem ver-
söhnlicheren Tonfall. Denn ob die selbst-
ernannte Gestaltungsmehrheit aus CSU,
Grünen und AUF– die bisher mehr als
Verhinderungsmehrheit aufgetreten ist
– ihr Gebaren die kommenden fünf Jah-
re lang durchhalten will und wird, steht
auf einem anderen Blatt. Der Zusammen-
arbeit im Gemeinderat wäre eine koope-
rativere Einstellung dienlicher.

Sachlich: Seit Auflösung des
Stadtrates beschließt
Bürgermeisterin John allein

Gefährlich: Am Maxhof-Rondell
sind bereits 40 Unfälle
passiert

Beachtlich: Mehr als 600
Unterschriften gegen Ausbau der
Bahnunterführung übergeben

Herrsching – In den geraden Jahren könn-
te der Herrschinger Christkindlmarkt an
der Evangelischen Kirche und in den unge-
raden Jahren unterhalb der Martinskirche
stattfinden. Mit diesem Vorschlag meldete
sich Wolfgang Thamm, Initiator des Bür-
gerbegehrens „Unser Herrsching – Ja zum
traditionellen Christkindlmarkt“, zu Wort.
„Sollte die Gemeinde zustimmen, würde
die Bürgerinitiative das Bürgerbegehren
zurücknehmen“, heißt es in einem Schrei-
ben, das Bürgermeister Christian Schiller
nun im Gemeinderat vorlas. Mit diesem
Kompromiss könnte sich die Gemeinde die
aufwendige Organisation der Wahl sowie
rund 15 000 Euro, die das Ganze kosten
würde, sparen.

Ob der Vorschlag rechtlich machbar ist
und auch noch rechtzeitig in der Gemeinde
eingegangen ist, sollen jetzt die Juristen im
Landratsamt Starnberg prüfen, entschie-
den die Gemeinderäte. Denn die Zeit
drängt. Der Bürgerentscheid ist schließ-
lich für den 12. April vorgesehen. Und da-
für müssen Fristen bei den Ankündigun-
gen und bei den Zusendungen der Wahlzet-
tel eingehalten werden. „Wir sind schon
sehr weit in den Vorbereitungen“, erklärte
Schiller, der nicht nachvollziehen konnte,
warum Thamm nicht schon früher mit die-
ser Idee gekommen war. Sollte das Land-
ratsamt den Vergleich für zulässig halten,
dann wird die Gemeinde zu einer Sonder-
sitzung in der nächsten Woche einladen.
Denn der Gemeinderat müsste dem Gan-
zen zustimmen. Falls es nicht klappt, wer-
den die Bürger wie geplant am 12. April zu
den Urnen gerufen werden. In der jüngs-
ten Sitzung einigte sich das Ratsgremium
schon einmal prophylaktisch auf eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 40 Euro
für die Wahlhelfer. Eines stellte Schiller
aber bereits klar: Gesonderte Infoveran-
staltungen zum Bürgerentscheid wird es
von Seiten der Gemeinde nicht geben.
„Das Ganze erinnert mich an ein Kasperle-
theater“, so Schiller.  patrizia steipe

Herrsching – „Der Gemeinderat wendet
sich gegen alle Versuche der Ausgrenzung
und Diffamierung von Menschen, die in un-
serer Gemeinde leben“. Diese Resolution
beschloss der Herrschinger Gemeinderat
einstimmig in seiner jüngsten Sitzung und
folgte damit einem Antrag der Grünen-
Fraktion. „Mit unserer bewährten Will-
kommenskultur, besonders vertreten und
gefördert durch das Herrschinger Integra-
tionsteam, wollen wir bedrängten Men-
schen, die aus anderen Ländern und Kultu-
ren zu uns kommen, helfen, hier heimisch
zu werden“, heißt es weiter. Die Resolution
hatte Grünen-Gemeinderat Werner Siegl
vorgeschlagen, nachdem vor einigen Wo-
chen ein „Pamphlet“ mit rassistischem In-
halt in der Gemeinde die Runde gemacht
hatte. „Gegen ein solches Gedankengut
müssen wir aufstehen“, so Siegl. Klaus Pit-
trich (CSU) empfand die Resolution als
„problematisch“. Zwar nicht vom Inhalt –
„Da stehe ich voll dahinter“ –, vielmehr
stört er sich daran, dass sie wegen des Pam-
phlets initiiert worden war. Dies sei näm-
lich strafrechtlich längst geprüft worden
und damit „vom Tisch“.

Siegl wollte die Resolution allerdings als
grundsätzliche Haltung der Gemeinde ver-
standen sehen. Er empfahl „Unzufriede-
nen“, sich in der demokratischen Gesell-
schaft konstruktiv einzubringen „durch
Engagement in Parteien, Vereinen oder In-
itiativgruppen“. Vorurteile, Gewalt und
Hass würden jedenfalls durch das „Schü-
ren von Ängsten und Ressentiments geför-
dert“. Deswegen lehne die Gemeinde „dies,
wie von den Pegida-Initiatoren und ähnli-
chen Gruppierungen betrieben“, ab. Ein
deutliches Zeichen gegen Fremdenhass zu
setzen wäre eine gute Sache, fand auch Bür-
germeister Christian Schiller. „Andere
Kommunen veranstalten sogar Demons-
trationen und Lichterketten“.

Die Resolution soll jetzt auf der Gemein-
dehomepage veröffentlicht werden.
 patrizia steipe

Mit Nudel und Trillerpfeife
Starnberger Grundschüler lernen im Wasserpark sicheres Schwimmen. Eine Trainerin der DLRG unterstützt dabei den Lehrer

Runden Tisch zu
Umfahrung gefordert

Geben zu zweit Schwimmunterricht: Sophie Daberkow von der Deutschen Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft unterstützt Klassenlehrer Tim Mair.  FOTO: FUCHS

Bürgerentscheid vom Tisch
Initiatoren ziehen Abstimmung kurz vor Fristablauf zurück
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Die Nagelprobe
steht noch aus
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Kompromissvorschlag
für Weihnachtsmarkt

Schluss mit lustig

Ein Taschenspieler-Trick – die
Sonderfläche Museum wird dem
Klinikbereich zugeschlagen
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Resolution gegen
Ausgrenzung

Gemeinderat Herrsching will damit
Zeichen gegen Fremdenhass setzen
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